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1139.   
Schriftliche Anfrage von Gregor Bucher (Grüne) betreffend Institutionen, Angaben 
über deren Unterstützung durch die Stadt Zürich. 
Am 17. Mai 2006 reichte Gemeinderat Gregor Bucher (Grüne) folgende Schriftliche Anfrage 
GR Nr. 2006/194 ein: 
Die Stadt Zürich unterstützt eine Vielzahl von Organisationen mit teilweise namhaften Beiträgen. Bei der Durch-
sicht etlicher dieser Unterstützungsleistungen fallen Ungleichbehandlungen auf. Ihnen allen liegen GR-
Beschlüsse zu Grunde oder fallen in die Kompetenz des Stadtrates: 

- Für etliche Institute werden die Jahresbeiträge an den Lebenskostenindex angepasst, teilweise gemäss GR-
Beschluss jährlich. 

- Einige Institute haben das städtische Personalrecht übernommen. Daraus resultierende Mehrkosten wurden 
durch die Stadt ausgeglichen. Anderen Instituten wurde diese Massnahme - die Anwendung des städtischen 
Personalrechts - verwehrt, andere Organisationen werden hingegen aufgefordert, sich nach diesem zu rich-
ten oder zumindest Teile davon (z.B. Besoldungsreglement) zu übernehmen. 

- Ebenfalls finanziert die Stadt für einzelne Institutionen Ausgleichszahlungen bei Beitragsanpassungen in die 
Pensionskasse mit. 

- Die Stadt zahlt vereinzelten Institutionen z.B. Einmalzulagen, sofern jene Organisationen die personalrecht-
lichen Bestimmungen der städtischen Angestellten anwenden, wobei die Zahlungen analog den Massnah-
men in der Stadtverwaltung vorgenommen werden. 

In diesem Zusammenhang bitte ich den Stadtrat um Beantwortung folgender Fragen: 

1. Gibt es eine Zusammenstellung aller Institutionen, welche von der Stadt - finanziell nicht einmalig - unter-
stützt werden? Falls nein, bitte ich um Erstellung in Form einer Tabelle. 

2. Ich bitte den Stadtrat diese Zusammenstellung derart zu gestalten, dass insbesondere die Bedingungen im 
obigen Sinne offen gelegt werden. Konkret: Wer wendet das städtische Personalrecht an, wer nicht? Wem 
werden die Jahresbeiträge an den Lebenskostenindex jährlich angepasst? Wo werden Ausgleichszahlun-
gen in die Pensionskasse bezahlt? Welche Institutionen wenden im Bereich der Personal-Honorierung (Be-
förderungen, Stufenanstiege, Einmalzulagen) städtische Usanz an unter Ausgleichszahlung durch die 
Stadt? 

3. Falls eine von der Stadt unterstützte Institution das städtische Personalrecht neu anwenden will, verwehrt 
der Stadtrat solchen Organisationen dies, insbesondere die Gleichbehandlung im oben dargelegten Sinne 
(Lohnanpassungen bei der Überführung ins neue Personalrecht mit der städtischen Besoldungsregelung, 
Stufenanstiege, Teuerungsausgleich etc.)? 

4. Bestehen gesamtstädtische Richtlinien und Kriterien, wonach im Stadtrat entschieden wird, welcher Art, 
respektive wofür die Unterstützungsleistung für Institutionen sein soll? Bitte führen Sie diese auf. 

5. Ist der Stadtrat bereit, für alle unterstützten Institutionen den gleichen Massstab anzuwenden bei der Fest-
legung der städtischen Leistungen? Bitte begründen Sie Ihre Antwort. 

Der Stadtrat beantwortet die Anfrage wie folgt: 

Da keine gesamtstädtische Übersicht über die nachgefragten Institutionen mit wiederkehren-
der finanzieller Unterstützung durch die Stadt Zürich bestand, musste diese aufwändig erho-
ben werden, was - auch bedingt durch die Sommerferienzeit - zu einer leichten Überschrei-
tung der Beantwortungsfrist führte.  

Wie in der schriftlichen Anfrage zutreffend festgehalten, unterstützt die Stadt Zürich ver-
schiedenste Organisationen mit wiederkehrenden finanziellen Beiträgen oder andern geld-
werten Leistungen (z.B. zur Verfügungstellung von Räumen,  Mietzinsermässigungen 



u.a.m.). Das Portefeuille dieser unterstützten Organisationen bzw. Institutionen ist reichhaltig 
und erstreckt sich über alle Departemente. Es besteht keine zentrale Anlauf- und Behand-
lungsstelle für diese städtischen Leistungen, sondern diese werden je nach Aufgabengebiet 
und nachgesuchter Leistung dem zuständigen Departement zur Behandlung und Antragstel-
lung bzw. zum Entscheid in eigener Kompetenz zugewiesen.  

Die Modalitäten der Leistungsausrichtung sind sehr unterschiedlich und in der Regel mass-
geschneidert auf die betreffende Interessenlage zwischen der Stadt und der betreffenden 
Institution. Die Ausgestaltung der Leistungsausrichtung bzw. der Vereinbarungen zwischen 
Stadt und Institutionen ist vom jeweiligen Zeitgeist geprägt, teilweise historisch gewachsen 
und verändert worden, von der Aufgabenstellung oder der Intensität und Art der Zusammen-
arbeit abhängig, geprägt durch rechtliche oder zweckgerichtete Vorgaben und kann deshalb 
nicht über einen Leisten geschlagen werden. Im Interesse eines flexiblen und zielgerichteten 
Handelns der öffentlichen Hand bei der Zusammenarbeit mit verwaltungsexternen Institutio-
nen ist es kaum möglich und auch nicht sinnvoll, eine Einheitslösung für  solche Leistungen 
der Stadt durchsetzen zu wollen. Das schliesst nicht aus und wird auch angestrebt, dass für 
gleichartige Leistungen wie zum Beispiel im Kultur- oder Sozialbereich einheitliche Basisver-
träge oder auch Leistungsziele verwendet werden. Aber auch hier müssen bausteinartige 
Modifikationen für spezielle Vereinbarungen möglich sein.  

Die gestellten Fragen können wie folgt beantwortet werden: 

Zu den Fragen 1 und 2: Eine stadtweite Zusammenstellung gab es bislang nicht. Die nun 
erstellte tabellarische Zusammenstellung (siehe Beilage) ist eine Momentaufnahme, welche 
laufenden Veränderungen unterworfen ist. 
Zu Frage 3: Selbständigen, von der Stadtverwaltung organisatorisch unabhängigen Instituti-
onen ist es freigestellt, ob sie aus eigenem Antrieb das städtische Personalrecht integral 
oder teilweise übernehmen wollen. Die Stadt mischt sich in der Regel nicht in die Organisati-
onsautonomie von Drittinstitutionen ein.  Der Stadtrat stellt sich solchen Bestrebungen auch 
nicht entgegen, es kann daraus jedoch kein Anspruch auf städtische Beitragszahlungen (z.B. 
für Lohnanpassungen, Zulagen u.a.m.) abgeleitet werden. Es ist dann weitgehend Sache der 
Institution selbst, dass sie betriebswirtschaftlich so haushaltet, dass sie ihren Verpflichtungen 
nachkommen kann. 
Anders ist die Situation, wenn die Stadt im Zusammenhang mit der Ausrichtung von Leistun-
gen von der betreffenden Institution die integrale Anwendung des städtischen Personalrechts 
verlangen würde. In einem solchen Fall müssten die sich aus dieser Auflage ergebenden 
finanziellen Folgen zwischen Stadt und Institution klar geregelt werden. Auch hier müsste 
jedoch im Einzelfall geprüft werden, ob diese Auflage sinnvoll und vertretbar ist und im ge-
genseitigen Interesse liegt. 

Einen speziellen Fall stellt die Ausgliederung bzw. rechtliche Verselbständigung von städti-
schen Verwaltungseinheiten dar (z. B. ehemalige Gasversorgung, Pensionskasse, Unfallver-
sicherungskasse, Kinder- und Jugendheime, Asylorganisation Zürich), in welchen Fällen im 
Rahmen der öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen Regelung der neuen Organisation in 
der Regel klare Vorgaben für die personalrechtliche Ausgestaltung getroffen werden (An-
wendung städtisches Personalrecht, Gesamtarbeitsvertrag, öffentlich-rechtliches oder privat-
rechtliches Anstellungsverhältnis). Anzumerken ist, dass diese Institutionen mit der Ausglie-
derung auch in die finanzielle Selbständigkeit entlassen werden und deshalb meist keine 
regelmässigen städtischen Leistungen mehr beanspruchen. 

Zu den Fragen 4 und 5: Aufgrund der einleitend angeführten Vielfalt der Leistungen und der 
Gründe für die Leistungsausrichtung besteht kein einheitlicher gesamtstädtischer Raster mit 
schriftlichen Richtlinien oder Kriterien, sondern es wird in der Regel im Einzelfall eine mass-
geschneiderte Lösung gesucht. 
Es ist deshalb nicht opportun, für alle von der Stadt auf irgendeine Weise unterstützten Or-
ganisationen verlangen zu wollen, dass sie sich nach dem städtischen Personalrecht richten 
müssen. Diese Organisationen sind in den verschiedensten Branchen angesiedelt, welche 
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oftmals brancheneigene Personalreglementierungen und Lohnentwicklungen mit zu beach-
ten haben. Eine generelle Pflicht zur Einhaltung des öffentlichen Personalrechts würde die-
sen meist privatrechtlich organisierten Institutionen eher Probleme bereiten und würde sich 
tendenziell kostensteigernd auswirken. Das wiederum liegt nicht im Interesse der Stadt, hätte 
sie doch diesfalls mit Gesuchen um entsprechende Beitragserhöhungen zu rechnen. 

Einheitliche Rahmenbedingungen bestehen zum Beispiel im Sozialdepartement für gewisse, 
vergleichbare Leistungen, die von verschiedenen Leistungsträgern erbracht werden. Auch im 
Präsidialdepartement sind interne Leitplanken für die Ausrichtung von Kulturbeiträgen vor-
handen.  

Aufgrund der äusserst heterogenen Landschaft bei den Institutionen und deren Angeboten, 
welche von städtischen Leistungen profitieren, ist es nicht nur unmöglich sondern auch kont-
raproduktiv, wenn die Stadt einen einheitlichen Massstab über Alle anlegen wollte. Der 
Stadtrat lehnt deshalb einen Einheitsraster ab, wird aber auch weiterhin dafür sorgen, dass 
dort, wo es möglich und sinnvoll ist, einheitliche Leistungsbedingungen angewandt werden 
und dass in den übrigen Fällen organisatorisch und ökonomisch sinnvolle Einzellösungen zur 
Anwendung gelangen.  

 

 

 Vor dem Stadtrat 

 der Stadtschreiber 

 Dr. André Kuy 
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